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Planzeichenerklirung
Es findet die Banutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBL I S. 132) Anwendung

Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. | Nr. 1 BauGB):
MD | Dorfgebiet gem. § 5 BauNVO
MaB der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Cf; Grundflichenzahi (§ 16 BauNVO) 0,6

I Zahl der hochstens zuldssigen Vollgeschosse (§ 16 BauNVQ): eins

Baugrenzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB):
==-== Baugrenzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

Pextl, F esctzsetzung
gem. Maffgabe des Landkrerses Githorn
v N&wwvo. Az, 61/6270-00/30/33 |

\

1. Anhﬂanyungcn (§ 9 TNr. 25 b BauGB) sind mit mutdstens zehn Pllanzen
pro N) m? Fliche durchschmttlich durchzutithren. Zustzlich sind auf
Jedem\Baugrundstiick mindestens drei standortgerechte Biaume (z.13.
Stieleicke. Rotbuche. Eberesche. Salweise. Roter Hartriegel. Faulbaum.
Schiehe.\Kreuzdorn. Hundrose. Schwarzer Holunder) mit einer

1ZMindestigrole von 10 bis 12 em Umiang in einem Meter Hnﬁl}g__~

“ganzuplflanzén.
2. Die Erschth\ig der rickwartigen Baugrundstiicke 4

\
\
\
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Fléchen fiir MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwickiung von Natur und
Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGRB):

Umgrenzung von Flichen mit Bindungen fiir Bepflanzungen und fiir die Erhaltung
von Béumen, Strauchern und sonstigen Beptlanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 b
BauGB)

Verkehrsflichen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB):

D Verkehrsfliche
—  Verkehrsfldchenbegrenzungslinie

Sonstige Planzeichen:
- aw o Orenze des rdumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes (§ 9 Abs. 7

BauGB) .
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Bebauungspian ,,Stahlbergstrale”

der Gemeinde Tappenbeck,

Landkreis Gifhorn

Praambel

Auf Grund des § 1 Abs. 3 und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB)
und der § 40 der Niedersachsischen Gemeindeordnung (NGO) hat der
Rat der Gemeinde Tappenbeck-diesen Bebauungspian ., Stahibergstraie™,
bestehend aus der Plaps %{gﬁﬁ dén.nebenstehenden textlichen
Festsetzungen, als Satzieg osser’

. s |

VERFAHRENSVERN

Aufstellungsbeschiu8
Der Rat der Gemeinde Tappenbeck hat in seiner Sitzung am 06.12.1995

Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschafiska:asters und
weist die stadtebaulich bedeutsamen baulichen Anlagen sow:e StraBen,
Wege und Platze vollstindig nach Standvom 3 0. &, 76 _nach Sie

Satzungsbeschiu

ﬁBez ian ist gemal § 11 Abs. | und 3 BauGB dem Landkreis Githom am

zeigt worden.

- -—
/:/\‘szc’ f}@r den Bebamngsplan wurde eine Verletzung von Rechisvorschriften gemaf § 11 Abs.

1 und 3 BauGB mit Maf3gaben / mit-Ausnahme-des.durch
hten-Teile-nicks geltend gemacht.

Gihom den {7, SEP. 1996 ‘ RED
Landkreis Gifhorn @J‘\

Der Oberkreisdirektor P VN-Y' \ A
ImAuﬂrag 7 1;
sty i
NGrrud
Beitrittsbeschiu® T

Der Rat der Gemeinde Tappenbeck st den durch Verfigmngvom 47 ¢9.44i¢,
Az: 81/6220 Jor35 A4 ,
genannien Auflagen/MaBgaben/Ausnahmen in seiner Sitzung am 4,540, 44 9¢

be‘ Der.Rab 1. hat muuorsvesen.der. Sufl Adal:
igetreten. P egen
Ctund.D. { am. ablich bek b

ist hinsichtlich der Darstellung der G : chen Anl:

etrisch einwandfre1. T E 1’%/ rf?l\
K HARR {;‘(}R
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Offentliche Ausiegun

Der Rat der Gemeinde Tappenbeck hat in seiner Sitzung am 76.12.1995
dem Entwurf des Bebauungsplanes und der Begrimdung zug stimmt und
seine offentliche Auslegung gemaB § 3 Abs. 2 BauGB beschiossen. Ort
und Dauer der Sifentlichen Auslegung wurden am 21.12.1995 onsblich
bekanntgemacht. Der Entwurf des Bebauungsp der Begriindung

haben vom 11.01.1996 bis zum 12.02.1996

Gemeindedirektor

Inkrafttret

Vv ———

Die Durchfiihring des Anzeigeverfahrens (§ 11 Abs. 3 BauGB) ist gemaf § 12 BauGB
am im Amtsblatt fiir den Landkreis Gifhom, Nr.  bekanntgemacht worden.
Der Bebauungsplan ist damit am rechtsverbindlich geworden..

Tappenbeck, den

Gemeindedirektor

(Siegel)

Verietzung von Form- und Verfahrensvorschriften
Innerhaib eines Jahres nach Inkratitreten des Bebauungsplanes ist die Verletzung von
Verfahrens- oder Formvorschriften gemai § 214 Abs. | Nr. | und 2 BauGB bem
Zustandekommen des Bebauungsplanes nicht geitend gemacht worden.
Tappenbeck, den
(Siegel)
Gemeindedirektor
Méngel in der Abwédgung

Innerhalb von sieben Jahren nach Inkrafitreten des Bebammgsplanes sind Méngel der
Abwigung mcht geitend gemacht worden.

Tappenbeck, den 14
Gemeindedirektor

(Siegel)

AN, S8 L2705 /7
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Urschrift
Tappenbeck, den .10.01.1997
Gemeinde Tappenbeck
Der Biirgermeister
Begriindung

fiir den Bebauungsplan Stahlbergstrafie
in der Gemeinde Tappenbeck, Samtgemeinde Boldecker Land, Landkreis Gifhorn

geindert durch Mafligaben des Landkreises Gifhorn vom 17.09.1996, Az.: 61/6270/00/30/35 1,
denen der Rat der Gemeinde Tappenbeck in seiner Sitzung am 15.10.1996 beigetreten ist

Die Begriindung des Bebauungsplanes ist die am 28.05.1996 ausgefertigte Urschrift unter folgenden
MaBgaben.

Ziffer 3.2 lautet wie folgt.

Die Fliache des Bebauungsplanes soll einer geordneten baulichen Entwicklung zugefiihrt werden. Der
Lage des Gebietes am Rande der Ortslage und der Struktur der Gemeinde entsprechend wird ein
Dorfgebiet ausgewiesen, um die Unterbringung der Wirtschaftsstellen land- und forstwirtschaftlicher
Betriebe, dem Wohnen und der Unterbringung von nicht wesentlich storenden Gewerbebetrieben sowie
der Versorgung der Bewohnerinnen und Bewohner dienende Handwerksbetriebe zu erméglichen. Auch
auf die Belange der unmittelbar angrenzenden landwirtschaftlichen Betriebe ist Riicksicht zu nehmen.

Ziffer 8 lautet wie folgt.
Hinweise aus der Fachplanung

Die Flache liegt in der geplanten Wasserschutzzone III A. Die Vorgaben der Musterverordnung fiir
Trinkwasserschutzzonen von 15.10.1993 sind zu beachten

ausz.ef7{/g am 10 01.1997 ALY

ermann
“Biirgermeister : \,."* :
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Weyhausen, den < Y.t 7 7 e

Gemeinde Tappenbeck
Der Gemeindedirektor

- BEGRUNDUNG

ZUM BEBAUUNGSPLAN STAHLBERGSTRAGE |
IN DER GEMEINDE TAPPENBECK, SAMTGEMEINDE BOLDECKER LAND, LANDKREIS GIFHORN

3

1  Allgemeines

T Die Gemeinde Tappenbeck ist Mitgliedsgemeinde der Samtgemeinde Boldecker Land.
Nach den landesplanerischen Zielvorgaben, formuliert im Landesraumordnungspro-
gramm Niedersachsen 1994 und im Regionalen Raumordnungprogramm fir den Land-
kreis Gifhorn 1985, gehort die Samtgemeinde Boldecker Land zum Ordnungsraum

Braunschweig.

T2 Die Gemeinde verflgt Gber eine gewachsenc Struktur mit zentralen Einrichtungen, cic
der GroRenordnung der Gemeinde entsprechen. Besondere Entwicklungsaufgaben nach
landesplanerischen Zielvorgaben hat die Gemeinde nicht.

1.3 Die Gemeinde hat gegenwirtig rund 840 Einwohner und wird durch die Bundesstrafe
248 Brome - Wolfsburg sowie die BundessiraBe 188 Gifhorn - Gardelegen durchschnit-
ten und entsprechend an das Bundesfernstrafennetz angeschlossen. Die Ortslage grenzt
stlich an das Landschaftsschutzgebiet Allertal, westlich fast an die Ortslage der Ge-

meinde Weyhausen.

N

Abrundungssatzung Stahlbergstrafle

2.1 Eine Teilfliche des Plangebietes wird durch eine. Satzung gemif § 34 Baugesetzbuch
iberplant. Sie war erforderlich geworden, um den Ortsrand an der StahlbergstraBe
durch ein einzelnes Bauobjekt abzurunden. ;

2.2 Die Festsetzungen der Abrundungssatzung werden in den Bebauungsplan Ubernommen
und weitere Festsetzungen werden beschlossen.

3 Notwendigkei% und Zweck der P!anénd'erung

3.1  Die Gemeinde beabsichtigte bereits seid langerem, das Plangebiet einer Bebauung Zu-
zufiihren. Daher wurde der Flichennutzungsplan der Samtgemeinde Boldecker Land
bereits entsprechend geédndert. ' !

Y Die Fliche soll einer geordneten Wohnbebauung zugefiihrt werden, um dem wachsen-
den Bedarf an Wohnraum, gerade im landlichen Bereich, Rechnung zu tragen. Das von
Gemeinde ausgewiesene Baugebiet Mihlcnweg” ist bereits komplett verkauft, so dals
weitere Bauflichen im Gemeindegebiet kaum zur Verfligung stehen.



&

Planinhalt/Begriindung

4.1

4.2

4.3

Baunutzung

4.1.1

4.1.2

_Es wirci gemiB den Vorgaben des Flachennutzungsplanes ein Dorigebiet festge-

setzt. Die zulassige bauliche Nutzung des Gebietes wird mit der Grundfldchen-
zahl 0,6 und einem zuldssigen Vollgeschofs fesigesetzt, um das Dorihild zu er-
halten. : ;

Fur die zu erwartenden Kinder in neu hinzugekommenen baulich nutzbaren
Flichen stehen Spielflichen auf den Baugrundstlcken zur Verfigung. Im bri-
gen steht der Spielplatz Poststrale/Hauptstrale zur Verflgung.

Der Gemeinde sind im tbrigen keine Informationen bekannt, die die Bebaubar-
keit des Gebietes beeintréchtigen. ;

Ver- und Entsorgung, Erschlielung

I
[S]
o

Das Plangebiet wird durch die StahlbergstraBe erschlossen. Die mogliche Hin-
terliegerbebauung bedarf einer Zufahrt fur Einsatzfahrzeuge gemidb der Zulds-
sigkeitsvoraussetzungen des Baugesetzbuches bzw. der Niedersichsischen Bau-
ordnung. Hierfir ist ein befahrbarer Wohnweg ausreichend. Die verkehrliche
ErschlieBung der Hinterliegerbebauung erfolgt privatrechtlich.

Die Abfallentsorgung erfolgt an der &ifentlichen StraRe, wo die Abfallbehilter

‘regelmafig den Mullfahrzeugen zur Verfigung gestellt werden miissen.

Die leitungsgebundene Ver- und Entsorgung erfolgt durch Anschlufs der Bebau-
ung an das zentrale &ffentliche Netz.

Landschaﬁspﬂege/U:ﬁweitbeiange

4.3.1

4.3.2

Die insgesamt baulich nutzbaren Flichen (einschlieRlich bereits friher nutzba-
rer Flichen durch § 34-Satzung) werden gegenwirtig baulich oder landwirt-
schaftlich/gértnerisch genutzt. Durch die Bebauungsplanaufstellung wird ein
Eingriff in den Naturhaushalt gemdh § 7 Niedersichsisches Naturschutzgebiet
vorbereitet, der nicht ganzlich verhindert werden kann. Es ist daher erforderlich,
diesen Eingriff soweit als moglich zu minimieren, falls notwendig einen Aus-
gleich oder einen Ersatz zu schaffen.

Nach der Aufstellung des Bebauungsplanes werden innerhalb der Bagrenzen ca.
1.800 m? Baufliche zur Verfiigung stehen. Die bereits vorhandene Bebauung
wird durch Baugrenzen an weiterer Expansion gehindert, wodurch bereits eine
Minimierung des derzeit mdglichen Eingriffes in den Naturhaushalt erreicht
wird. Innerhalb der Baugrenzen kann damit gerechnet werden, daf die Ver-
wirklichung von vier freistehenden Gebiuden oder entsprechenden verbunde-
nen Gebiuden mdéglich wird. Es kann daher von einer zusitzlichen versiegelten
Fliiche von etwa 1.000 m? maximal gerechnet werden. Diese Fliche wird dem
Naturhaushalt auf Dauer entzogen und kann nicht weiter minimiert werdern,
wenn die ortshaulichen Zielsetzungen der Gemeinde erfiillt werden sollen.



4.3.3 Als Ausgleich kommen MaBnahmen im Baugebiet infrage. Hierzu wird eine
Bindung der Eigentiimer zur Bepflanzung und Pflege von Flichen in Hohe von
rund 1.000 m? gemiB § 9 Absatz 1 Nr. 25 BauGB vorgesehen. Diese Flichen
sind mit standortgerechten heimischen Gehdlzen zu bepflanzen. Im Vergleich
zur derzeitigen monokulturellen agrarischen Nutzung erfolgt somit eine dkolo-

~ gische Aufwertung.

4.3.4 Daneben bieten die Gehdlze auch die Gewahr dafiir, daB sich ein ganzjihriger
‘egationsstreifen ergibt, der auch Kleintieren und Insekten Lebensraum bietet
und den bebauten Bereich der Ortslage auf Dauer von dem AuRenbereich ab-
schirmt. Es sind pro 10 m? mindestens 10 Pilanzen vorzusehen. Zusitzlich sind
auf jedem Grundstiick bzw. auf den zwei Gberplanten Grundstlicksteilen jeweils
mindestens drei standortgerechte Biume: (z.B. Stieleiche, Rotbuche, Eberesche)
mit einer MindestgroBe von 10 bis 12 cm Stammumfang (gemessen ein Meter
{iber dem Erdboden) anzupflanzen. ' :

Duich diese MaBnahmen ist nach Auffassung der Gemeinde der durch den Be-
bauungsplan vorbereitete Eingriff in Natur und Landschaft ausgeglichen.

Y
bt
(0}

5  Bodenordnende und sonstige MaBnahmen

A

5.1 Bodenordnende oder sonstige MaBnahmen sind nicht erforderlich. Die Verkehrswege-
' gestaltung erfolgt privatrechtlich. ' '

6 Ma%nahmen Zur Verwirklichung des Bebauungsplanes

6.1 - Zur Verwirklichung der Bebauungsplandnderung werden die leilungsgebundenen Ver-
und Entscrgungseinrichtungen vom ieweiligen Triger an die Neubauobjekte geftihrt

werden, soweit dies erforderlich oder vorgeschrieben ist. im tibrigen sind keine Mai3-

nahmen erforderiich. : ’

7 Finanzierung der vorgesehenen Mafinahmen

7.1 Es ist keine &ffentlich-rechtliche Finanzierung erforderlich. Die Verkehrsflichen bleiben
unberiihrt, die ErschlieBung der Hinterliegergrundstiicke erfolgt auf privatem Boden. Die
Ver- und Entsorgungstriger refinanzieren sich soweit erforderlich durch Beitrége und
Entgelte.

8 Hinweise aus der Fachplahung

Die Flache licgt in der‘geplanlen Wasserschutzzone 11l A. Die dadurch zu beachtenden Belange werden im
'Baugenehmigungsverfahren durch die Untere Wasserbehorde wahrgenommen. : :

9 Vei'fahrensvermerk

Die Begriindung mit dem dazugehtrigen Bebauungsplan hat gemag § 3 Absatz 2 Baugesetzbuch in der Zeit
vom A{-01.% bis (J.GJ 96 sifentlich ausgelegen. Sie wurde unter Behan%ng/Berﬂcksichligung der zum
Bauleitplanverfahren eingegangenen Stellungnahmen in der Sitzung am V. 3. durch den Rat
der Gemeinde beschlossen. : : g R 8 '

A8.05- 195

Tappgnbeck, dgn

¢ Cldt iy

/ Gemejfidedirektor stellv. Burgermeister



	503_00
	Planansicht Stahlbergstraße
	503-00 Begründung Stahlbergstraße

